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Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Wasserabgabesatzung des Marktes Hösbach 

(BGS / W) 
 

Der Markt Hösbach erlässt aufgrund der Art. 22 und 23 

Gemeindeordnung (GO) und Art. 1, 2, 5, 8 und 9 Kommu-

nalabgabengesetz (KAG) folgende 
 

Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Wasserabgabesatzung 

(BGS / W) 
 

§ 1 

Beitragserhebung 
 

Der Markt erhebt zu Deckung seines Aufwandes für die 

Herstellung der öffentlichen Wasserversorgungseinrich-

tung in den Gemeindeteilen Hösbach (einschließlich Hös-

bach – Bahnhof), Wenighösbach und Winzenhohl (ein-

schließlich Schmerlenbach) einen Beitrag. 
 

§ 2 

Beitragstatbestand 
 

Der Beitrag wird erhoben für 
 

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder 

gewerblich nutzbare Grundstücke, wenn für sie nach 

§ 4 WAS ein Recht zum Anschluss an die Wasserver-

sorgungseinrichtung besteht 

oder 
 

2. tatsächlich angeschlossene Grundstücke. 
 

§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht mit der Verwirklichung 

des Beitragstatbestandes. Ändern sich die für die 

Beitragsbemessung maßgeblichen Umstände im 

Sinne des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht – die zusätz-

liche – Beitragsschuld mit dem Abschluss der Maß-

nahme. 
 

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung erlassen und 

ist der Beitragstatbestand vor dem Inkrafttreten 

dieser Satzung erfüllt, entsteht die Beitragsschuld 

erst mit dem Inkrafttreten dieser Satzung. 
 

§ 4 

Beitragsschuldner 
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens 

der Beitragsschuld Eigentümer des Grundstücks oder Erb-

bauberechtigter ist. 
 

§ 5 

Beitragsmaßstab 
 

(1) 1Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche 

und der Geschossfläche der vorhandenen Ge- 

bäude berechnet. 2Die beitragspflichtige Grund-

stücksfläche wird bei Grundstücken in unbeplanten 

Gebieten von mindestens 1.200 m² Fläche (über-

große Grundstücke) in unbeplanten Gebieten 

- bei bebauten Grundstücken auf das 4-fache der 

beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens 

jedoch 1.200 m², 

- bei unbebauten Grundstücken auf 1.200 m² 

begrenzt. 
 

(2) 1Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen der 

Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln. 2Keller 

werden mit der vollen Fläche herangezogen. 3Dach-

geschosse werden nur herangezogen, soweit sie 

ausgebaut sind. 4Gebäude oder selbständige Ge-

bäudeteile, die nach der Art ihrer Nutzung keinen 

Bedarf nach Anschluss an die Wasserversorgung 

auslösen oder an die Wasserversorgung nicht ange-

schlossen werden dürfen, werden nicht herangezo-

gen; das gilt nicht für Gebäude oder Gebäudeteile, 

die tatsächlich an die Wasserversorgung ange-

schlossen sind. 5Balkone, Loggien und Terrassen 

bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie über die 

Gebäudefluchtlinie hinausragen. 
 

(3) 1Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nut-

zung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei sonsti-

gen unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken 

wird als Geschossfläche ein Viertel der Grund-

stücksfläche in Ansatz gebracht. 2Grundstücke, bei 

denen die zulässige oder für die Beitragsbemessung 

maßgebliche vorhandene Bebauung im Verhältnis 

zur gewerblichen Nutzung nur untergeordnete Be-

deutung hat, gelten als gewerblich genutzte unbe-

baute Grundstücke im Sinne des Satzes 1, Alterna-

tive 1. 
 

(4) 1Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträg-

lichen Änderung der für die Beitragsbemessung 

maßgeblichen Umstände, soweit sich danach der 

Vorteil erhöht. 2Eine Beitragspflicht besteht insbe-

sondere 
 

- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks für 

die zusätzlichen Flächen, soweit für diese bis-

her noch keine Beiträge geleistet worden sind, 
 

- im Fall der Geschossflächenvergrößerung für 

die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen 

sowie im Fall des Absatzes 1 Satz 2 für die sich 

aus ihrer Vervielfältigung errechnende zusätzli-

che Grundstücksfläche, 
 

- im Fall der Nutzungsänderung eines bisher bei-

tragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im 

Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 4, soweit infolge der 

Nutzungsänderung die Voraussetzungen für 

die Beitragsfreiheit entfallen. 
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(5) 1Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grund-

stück, für das ein Beitrag nach Absatz 3 festgesetzt 

worden ist, später bebaut, wird der Beitrag nach 

Abzug der nach Absatz 3 berücksichtigten Ge-

schossfläche und den nach Absatz 1 Satz 2 begrenz-

ten Grundstücksflächen neu berechnet. 2Dieser Bei-

trag ist nachzuentrichten. 3Ergibt die Gegenüber-

stellung ein Weniger an Geschossflächen, ist für die 

Berechnung des Erstattungsbetrags auf den Bei-

tragssatz abzustellen, nach dem der ursprüngliche 

Beitrag entrichtet worden ist. 
 

§ 6 

Beitragssatz 
 

Der Beitrag beträgt 

a) pro Quadratmeter Grundstücksfläche 0,56 € 

b) pro Quadratmeter Geschossfläche 3,27 € 
 

§ 7 

Fälligkeit 
 

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bei-

tragsbescheides fällig. 

 

§ 7 a 

Ablösung des Beitrags 
 

1Der Beitrag kann vor entstehen der Beitragspflicht abge-

löst werden. 2Der Ablösungsbetrags richtet sich nach der 

voraussichtlichen Höhe des Beitrags. 3Ein Rechtsanspruch 

auf Ablösung besteht nicht. 
 

§ 8 

Erstattung des Aufwands für Grundstücksanschlüsse 
 

(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, Ver-

besserung, Erneuerung, Veränderung und Beseiti-

gung sowie für die Unterhaltung der Grundstücks-

anschlüsse im Sinne des § 3 WAS ist mit Ausnahme 

des Aufwands, der auf die im öffentlichen Straßen-

grund liegenden Teile der Grundstücksanschlüsse 

entfällt, in der jeweils tatsächlich entstandenen 

Höhe zu erstatten. 
 

(2) 1Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss 

der jeweiligen Maßnahme. 2Schuldner ist, wer im 

Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsanspruchs 

Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtig-

ter ist; mehrere Schuldner (Eigentümer bzw. Erb-

bauberechtigte) sind Gesamtschuldner 3§ 7 gilt ent-

sprechend. 
 

(3) 1Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entste-

hen abgelöst werden. 2Der Ablösebetrag richtet sich 

nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungsan-

spruchs. 3Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 

nicht. 

§ 9 

Gebührenerhebung 
 

Der Markt erhebt für die Benutzung der Wasserversor-

gungseinrichtung Grundgebühren (§ 9a) und Verbrauchs-

gebühren (§ 10). 
 

§ 9 a 

Grundgebühren 
 

(1) 1Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss 

(Qn) oder dem Dauerdurchfluss (Q3) der verwende-

ten Wasserzähler berechnet. 2Befinden sich auf ei-

nem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere 

Wasseranschlüsse, so wird die Grundgebühr nach 

der Summe des Nenndurchflusses oder Dauer-

durchflusses der einzelnen Wasserzähler berech-

net. 3Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, 

wird der Dauerdurchfluss geschätzt der nötig wäre, 

um die mögliche Wasserentnahme messen zu kön-

nen. 
 

(2) 1Die Grundgebühr pro Jahr beträgt bei der Verwen-

dung von Wasserzählern mit einem Nenndurchfluss 

von 

Qn 2,5 (5 m³/Std.) 9,00 € 

Qn 6 (12 m³/Std.) 12,00 € 

Qn 10 (20 m³/Std.) 24,00 € 

Qn 15 (30 m³/Std.) 30,00 € 

über Qn 15 (über 30 m³/Std.) 36,00 € 
 

2Die Grundgebühr pro Jahr beträgt bei der Verwen-

dung von Wasserzählern mit einem Dauerdurch-

fluss von 

Q3 4 (5 m³/Std.) 9,00 € 

Q3 10 (13 m³/Std.) 12,00 € 

Q3 16 (20 m³/Std.) 24,00 € 

Q3 25 (31 m³/Std.) 30,00 € 

über Q3 25 (über 31 m³/Std.) 36,00 € 
 

3Für die Übergangszeit bis zur ausschließlichen Nut-

zung von Wasserzählern die dem neusten Standard 

(Q3) entsprechen, kann die Grundgebühr sowohl 

nach dem Nenndurchfluss (Qn) als auch nach dem 

Dauerdurchfluss (Q3) berechnet werden. 
 

4Für Verbundwasserzähler beträgt die Grundgebühr 

pro Jahr 102,00 €. 
 

(3) 1Für die Überlassung eines Hydrantenstandrohres 

wird eine Kaution in Höhe von 400,00 € bei Abho-

lung fällig. 2Die Leihgebühr beträgt für jeden ange-

fangenen Monat 50,00 €. 3Nach Rückgabe des Hyd-

rantenstandrohres werden die Leigebühren und die 

Wasserverbrauchsgebühren mit der Kaution ver-

rechnet. 4Für beschädigte oder abhanden gekom-

mene Hydrantenstandrohre hat der Ausleiher die 
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Reparaturkosten bzw. die Kosten für die Neube-

schaffung zu erstatten. 5Restliche Kautionsbeträge 

werden mit den Reparatur- bzw. Neubeschaffungs-

kosten verrechnet. 
 

§ 10 

Verbrauchsgebühr 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach Maßgabe der fol-

genden Absätze nach der Menge des aus der Was-

serversorgungseinrichtung entnommenen Wassers 

berechnet 
 

(2) 1Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Wasser-

zähler ermittelt. 2Er ist durch den Markt zu schät-

zen, wenn 
 

- ein Wasserzähler nicht vorhanden ist oder 
 

- der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Able-

sung nicht ermöglicht wird oder 
 

- sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, 

dass der Wasserzähler den wirklichen Wasser-

verbrauch nicht angibt. 
 

(3) Die Gebühr pro Kubikmeter entnommenen Wassers 

beträgt 2,24 €. 
 

(4) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger be-

weglicher Wasserzähler verwendet, so sind pro Ku-

bikmeter entnommenen Wassers die Verbrauchs-

gebühren gemäß Abs. 3 zu entrichten. 
 

(5) 1Wird kein Bauwasserzähler oder sonstiger beweg-

licher Wasserzähler verwendet, wird eine Pauschale 

von 100,00 € erhoben. 2Dauert die Bauzeit länger 

als zwei Jahre, so ist für jedes angefangene Jahr des 

Bezugs von Bauwasser ein Betrag von 50,00 € zu 

entrichten. 3In begründeten Fällen kann die Ver-

rechnung nach Monaten anteilig erfolgen. 
 

§ 11 

Entstehen der Gebührenschuld 
 

(1) Die Verbrauchsgebührenschuld entsteht mit der 

Wasserentnahme. 
 

(2) 1Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit 

dem Tag, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen 

Herstellung des Anschlusses folgt. 2Der Tag wird im 

erstmals ergangenen Bescheid bestimmt. 3Im Übri-

gen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Be-

ginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruch-

teils der Jahresgrundgebührenschuld neu. 
 

(3) Die Verpflichtung zur Entrichtung der Pauschale für 

Bauwasser beginnt mit dem Tag der Herstellung des 

Bauwasseranschlusses und entet mit dem Zeit-

punkt, ab dem für die Benutzung der Wasserversor-

gungseinrichtung Gebühren erhoben werden. 
 

(4) Die Gebührenschuld für die Überlassung eines Hyd-

rantenstandrohres entsteht mit dem Zeitpunkt der 

Überlassung. 
 

§ 12 

Gebührenschuldner 

 

(1) 1Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-

stehens der Gebührenschuld Eigentümer des 

Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grund-

stücks dinglich berechtigt ist. 2Gebührenschuldner 

ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück be-

findlichen Betriebs. 3Mehrere Gebührenschuldner 

sind Gesamtschuldner. 
 

(2) Im Falle der Überlassung eines Hydrantenstandroh-

res ist Schuldner der Kaution und der Gebühren im 

Sinne des § 9 a Abs. 3 und § 10 Abs. 3 wer die Über-

lassung des Standrohres beantragt. 
 

§ 13 

Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 
 

(1) 1Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. 2Die 

Grund- und Verbrauchsgebühr wird einen Monat 

nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 

(2) 1Auf die Gebührenschuld sind jedes Jahr Vorauszah-

lungen in Höhe eines Viertels der Jahresabrechnung 

des Vorjahres zu leisten. 2Die Vorauszahlungen wer-

den jeweils am 01.04., 01.07. und 01.10. eines jeden 

Jahres fällig 3Fehlt eine solche Vorjahresabrech-

nung, so setzt der Markt die Höhe der Vorauszah-

lung unter Schätzung des Jahresgesamtverbrauchs 

fest. 
 

(3) Die Bauwasserpauschale gemäß § 10 Abs. 5 wird ei-

nen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbe-

scheides fällig. 
 

(4) 1Die Kaution für das Hydrantenstandrohr gemäß 

Art. 9 a Abs. 3 Satz 1 wird bei Abholung fällig. 2Die 

Leihgebühr für die Überlassung eines Hydranten-

standrohres gemäß § 9 a Abs. 3 Satz 2 und die Ver-

brauchsgebühr gemäß § 10 Abs. 3 wird einen Monat 

nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 
 

§ 14 

Mehrwertsteuer 
 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und Ge-

bühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen gesetz-

lichen Höhe erhoben. 
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§ 15 

Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 
 

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, 

dem Markt für die Höhe der Abgabe maßgebliche Verän-

derungen unverzüglich zu melden und über den Umfang 

dieser Veränderungen – auf Verlangen auch unter Vor-

lage entsprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. 
 

§ 16 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer amtlichen Be-

kanntmachung in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und Gebührensatzung 

zur Wasserabgabesatzung vom 19.12.2003 i. d. F. 

der Änderungssatzungen vom 23.11.2006, 27.11. 

2009, 18.12.2009, 15.12.2011, 25.11.2014 und 

23.02.2016 außer Kraft 
 

Hösbach, 27.02.2017 
 

Markt Hösbach 

Michael Baumann 

1. Bürgermeister 
 

____________________________________________________ 
 

Vermerk 

über das ordnungsgemäße Zustandekommen 

von Satzungen des Marktes Hösbach 
 

1. Beschlussfassung 

Die vorstehende Beitrags- und Gebührensatzung zur 

Wasserabgabesatzung (BGS – W) wurde in der öffent-

lichen Sitzung des Marktgemeinderates Hösbach vom 

23.02.2017beschlossen. 
 

2. Ausfertigung 

Die vorstehende Satzung wurde durch den 1. Bürger-

meister am 27.02.2017 ausgefertigt. 
 

3. Bekanntmachung 

Die vorstehende Satzung wurde gemäß § 35 Abs. 1 

der Geschäftsordnung für den Marktgemeinderat 

Hösbach i. V. m Art. 26 Abs. 2 GO im Amtsblatt des 

Marktes Hösbach vom 02.03.2017, Heft 09, amtlich 

bekannt gemacht. 
 

Hösbach, 03.03.2017 
 

Markt Hösbach 

Finanzverwaltung 

Heiner Schmitt 

K ä m m e r e r 

 

 

 

 

 


